
2.Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Alten Hansestadt Lemgo, 26.04.2021 

TOP 4.2   Anregung der Fairtrade-Initiative Lemgo zur Unterzeichnung der Resolution  
      für ein starkes Lieferkettengesetz 

 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister Baier, sehr geehrte Damen und Herren 

Ich bin Helmut Kohorst und freue mich, dass ich Ihnen heute als Sprecher der FT-Initiative Lemgo 
unser Anliegen für ein starkes Lieferkettengesetz erläutern darf. 

Nach mehrjährigen Verhandlungen über das im aktuellen Regierungsprogramm festgelegte Ziel eines 
Gesetzes zur Einhaltung der Menschenrechte, gegen Kinder- und Zwangsarbeit und für 
menschenwürdige Arbeitsverhältnisse und für faire Löhne in den gesamten Lieferketten – kurz 
Lieferkettengesetz - haben Entwicklungsminister Müller und Wirtschaftsminister Altmeier sich auf 
eine gemeinsame Gesetzesvorlage geeinigt, die gerade am 22./23.04.2021 in 1.Lesung im Bundestag 
verhandelt wurde. 

Leider sind jedoch nach Einwendungen von Wirtschaftsvertretern und Lobbyisten wesentliche 
Forderungen einschlägiger NGOs am Ende wieder aus der Gesetzesvorlage gestrichen worden. 

So soll das Gesetz erst 2023 in Kraft treten und nur für Betriebe ab 3000 Mitarbeiter, und erst 2024 
für solche ab 1000 Mitarbeitern gelten. Kleinere Betriebe, und die stellen in den Lieferketten auch 
innerhalb Deutschlands die Mehrheit, sind vom Gesetz gar nicht betroffen. 

Laut Gesetzesvorlage müssen betroffene Firmen sich für die Einhaltung der Menschenrechte und für 
menschenwürdige Arbeitsverhältnisse, gegen Kinder- und Zwangsarbeit und für faire Löhne längs 
ihrer Lieferketten einsetzen, Verstöße aufspüren und dokumentieren sowie sich dafür einsetzen, dass 
solche Verstöße abgestellt werden.  

Allerdings sind vom Gesetz keinerlei Sanktionen vorgegeben. So wird bei Verstößen kein Abbruch von 
Geschäftsbeziehungen gefordert, es gibt keine Mindestlohnvorgaben, eine Haftung betroffener 
Unternehmen sowie ein Klagerecht für NGOs ist nicht vorgesehen. 

In diesem Zusammenhang ist unsere Anregung zu sehen, dass sich Lemgo als „Fairtrade-Stadt“ für ein 
stärkeres Lieferkettengesetz einsetzt und sich einer Resolution einer Vielzahl von Fairtrade-
Kommunen anschließt. 

Diese von der Fairtrade-Stadt Neumarkt i.d.O. initiierte Resolution, deren Text Ihnen vorliegen sollte, 
enthält natürlich auch die Absicht der Unterzeichner-Kommunen, die bei ihren eigenen 
Beschaffungen vorhandenen Lieferketten entsprechend den Gesetzesvorgaben zu überprüfen und 
soweit wie möglich „Faire Beschaffung“ sicherzustellen. 

Wir, die Fairtrade-Initiative Lemgo, würden uns sehr freuen, wenn Sie unserem Anliegen zustimmen 
und die noch bis zum 28.04.2021 – also übermorgen - geöffnete Resolution unterschreiben, um sich 
sichtbar für eine Nachschärfung des Lieferkettengesetzes im parlamentarischen Prozess einzusetzen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.“ 

 

Der Antrag wurde nach Aussprache mit 13 Stimmen bei 7 Gegenstimmen angenommen und der 
Bürgermeister beauftragt, die nachfolgend abgedruckte Resolution als Vertreter der Fairtrade-Stadt 
Lemgo rechtzeitig bis zum 28.04.2021 zu unterzeichnen.



 

  



 


